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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des IEF-Service-GmbH-Gesetzes 

§ 3. (1) bis (5) … § 3. (1) bis (5) … 
(6) Die Gesellschaft ist neben den in Abs. 3 bezeichneten Angelegenheiten zu 

allen Leistungen, Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Erreichung ihres 
Unternehmensgegenstandes notwendig oder nützlich erscheinen, insbesondere zur 
Gründung von Tochtergesellschaften und zum Erwerb, Halten, Verwalten und 
Veräußern von Beteiligungen. Die Erfüllung der in den Abs. 2 und 3 ausdrücklich 
bezeichneten Angelegenheiten darf dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

(6) Die Gesellschaft ist neben den in Abs. 3 bezeichneten Angelegenheiten zu 
allen Leistungen, Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Erreichung ihres 
Unternehmensgegenstandes notwendig oder nützlich erscheinen, insbesondere zur 
Errichtung oder Schließung von Standorten, Gründung von Tochtergesellschaften 
und zum Erwerb, Halten, Verwalten und Veräußern von Beteiligungen. Die 
Erfüllung der in den Abs. 2 und 3 ausdrücklich bezeichneten Angelegenheiten darf 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. Vor der Errichtung oder Schließung von 
Standorten sind die Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
zu hören. 

§ 7. (1) bis (2) … § 7. (1) bis (2) … 
(3) Der hoheitliche Vollzug von Aufgaben wird durch die Geschäftsstellen als 

Zweigniederlassungen der Gesellschaft wahrgenommen. Die Zahl dieser 
Geschäftsstellen und ihr örtlicher Wirkungsbereich richten sich nach § 5 Abs. 1 
und 2 IESG. 

 

(4) Im Falle einer Entscheidung in der Sache richtet sich der Rechtszug gegen 
Bescheide der Gesellschaft nach § 10 IESG. Verfahrensanordnungen können nicht 
abgesondert angefochten werden. Gegen verfahrensrechtliche Bescheide der 
Gesellschaft ist eine Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zulässig. 

(3) Im Falle einer Entscheidung in der Sache richtet sich der Rechtszug gegen 
Bescheide der Gesellschaft nach § 10 IESG. Verfahrensanordnungen können nicht 
abgesondert angefochten werden. Gegen verfahrensrechtliche Bescheide der 
Gesellschaft ist eine Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zulässig. 

§ 19. (1) Die IEF-Service GmbH und ihre Geschäftsstellen sind zur 
Verarbeitung folgender personenbezogener Daten ermächtigt, soweit dies für die 
Vollziehung gesetzlich übertragener Aufgaben erforderlich ist: 

§ 19. (1) Die IEF-Service GmbH ist zur Verarbeitung folgender 
personenbezogener Daten ermächtigt, soweit dies für die Vollziehung gesetzlich 
übertragener Aufgaben erforderlich ist: 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 
 Inkrafttreten der Novelle BGBl. I Nr. xx/20xx 
 § 33. § 3 Abs. 6, § 7 Abs. 3 und § 19 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xx/20xx treten mit 1. Juli 2022 in Kraft. 
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Artikel 2 
Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes 

§ 1. (1) bis (4) … § 1. (1) bis (4) … 
 (5) Sofern der gesicherte Anspruch auf Grund der insolvenzrechtlichen 

Vorschriften angemeldet werden kann, besteht Anspruch auf Insolvenz-Entgelt nur 
dann, wenn der gesicherte Anspruch als Forderung in einem solchen 
Insolvenzverfahren angemeldet worden ist, es sei denn, daß dem 
Anspruchsberechtigten die Anmeldung nicht möglich war. Wird Insolvenz-Entgelt 
auf Grund einer ausländischen Entscheidung beantragt, hat der Antragsteller eine 
nach dem jeweiligen ausländischen Recht erforderliche Forderungsanmeldung der 
zuständigen Geschäftsstelle der Insolvenz-Entgelt-Fonds-Service GmbH (IEF-
Service GmbH) zur Kenntnis zu bringen. 

 (5) Sofern der gesicherte Anspruch auf Grund der insolvenzrechtlichen 
Vorschriften angemeldet werden kann, besteht Anspruch auf Insolvenz-Entgelt 
nur dann, wenn der gesicherte Anspruch als Forderung in einem solchen 
Insolvenzverfahren angemeldet worden ist, es sei denn, daß dem 
Anspruchsberechtigten die Anmeldung nicht möglich war. Wird Insolvenz-Entgelt 
auf Grund einer ausländischen Entscheidung beantragt, hat der Antragsteller eine 
nach dem jeweiligen ausländischen Recht erforderliche Forderungsanmeldung der 
Insolvenz-Entgelt-Fonds-Service GmbH (IEF-Service GmbH) zur Kenntnis zu 
bringen. 

§ 1a. (1) bis (3) … § 1a. (1) bis (3) … 
(4) Im übrigen gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit der 

Maßgabe, daß 
(4) Im übrigen gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit der 

Maßgabe, daß 
 1. ...  1. ... 
 2. für das Verfahren die Geschäftsstelle der IEF-Service GmbH (im folgenden 

„Geschäftsstelle“) zuständig ist, in deren Sprengel sich gemäß § 5 Abs. 1 
das Gericht befindet, das die Entscheidung erster Instanz erlassen hat, 

 

 3.  die Antragsfrist gemäß § 6 Abs. 1 mit der Zustellung des dem 
Anspruchsberechtigten gegenüber rechtskräftig gewordenen Urteiles zu 
laufen beginnt und 

 2. die Antragsfrist gemäß § 6 Abs. 1 mit der Zustellung des dem 
Anspruchsberechtigten gegenüber rechtskräftig gewordenen Urteiles zu 
laufen beginnt und 

 4. ein Übergang des Anspruches (§ 11) nicht stattfindet.  3. ein Übergang des Anspruches (§ 11) nicht stattfindet. 
§ 1b. (1) bis (2) … § 1b. (1) bis (2) … 
(3) Die BV-Kasse hat dem Arbeitnehmer auf sein Verlangen eine schriftliche 

Bestätigung über die vom Arbeitgeber bis zum Stichtag (§ 3 Abs. 1) einbezahlten 
Übertragungsbeträge auszufolgen. Wird die BV-Kasse innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Stichtag um die Ausfolgung einer solchen schriftlichen 
Bestätigung ersucht, beginnt die Frist zur Beantragung von Insolvenz-Entgelt für 
aushaftende Übertragungsbeträge mit der Zustellung dieser Bestätigung zu laufen. 
Der Arbeitnehmer hat diese Bestätigung und die Vereinbarung gemäß § 47 Abs. 1 
BMSVG der zuständigen Geschäftsstelle vorzulegen. 

(3) Die BV-Kasse hat dem Arbeitnehmer auf sein Verlangen eine schriftliche 
Bestätigung über die vom Arbeitgeber bis zum Stichtag (§ 3 Abs. 1) einbezahlten 
Übertragungsbeträge auszufolgen. Wird die BV-Kasse innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Stichtag um die Ausfolgung einer solchen schriftlichen 
Bestätigung ersucht, beginnt die Frist zur Beantragung von Insolvenz-Entgelt für 
aushaftende Übertragungsbeträge mit der Zustellung dieser Bestätigung zu laufen. 
Der Arbeitnehmer hat diese Bestätigung und die Vereinbarung gemäß § 47 Abs. 1 
BMSVG der IEF-Service GmbH vorzulegen. 
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(4) … (4) … 
§ 4. Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Gründe hat die Geschäftsstelle 

über den Antrag auf Insolvenz-Entgelt des Anspruchsberechtigten besonders rasch 
zu entscheiden. Berücksichtigungswürdige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 
der Anspruchsberechtigte glaubhaft macht, dass er sich in einer die Existenz 
gefährdenden Situation befindet und die Deckung des Lebensunterhaltes in anderer 
zumutbarer Weise nicht gewährleistet ist. 

§ 4. Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Gründe hat die IEF-Service 
GmbH über den Antrag auf Insolvenz-Entgelt des Anspruchsberechtigten 
besonders rasch zu entscheiden. Berücksichtigungswürdige Gründe liegen 
insbesondere vor, wenn der Anspruchsberechtigte glaubhaft macht, dass er sich in 
einer die Existenz gefährdenden Situation befindet und die Deckung des 
Lebensunterhaltes in anderer zumutbarer Weise nicht gewährleistet ist. 

§ 5. (1) Für das Verfahren nach diesem Bundesgesetz ist jene Geschäftsstelle 
zuständig, in deren Sprengel sich das Gericht befindet, das das Insolvenzverfahren 
eröffnet oder den Beschluss nach § 1 Abs. 1 Z 1 bis 6 gefasst hat. 

§ 5. (1) Für das Verfahren nach diesem Bundesgesetz ist die IEF-Service 
GmbH zuständig. 

(4) Der Antrag auf Insolvenz-Entgelt kann bei jeder Geschäftsstelle 
eingebracht werden. Sofern es sich nicht um eine Geschäftsstelle nach Abs. 1 bis 3 
handelt, ist der Antrag der zur Entscheidung zuständigen Geschäftsstelle 
unverzüglich zu übersenden. Wird der Antrag beim Insolvenzgericht (§ 104 Abs. 1 
IO) eingebracht, so ist der Antrag als an die zuständige Geschäftsstelle gerichtet 
anzusehen. 

(2) Der Antrag auf Insolvenz-Entgelt kann bei der IEF-Service GmbH in 
einem ihrer Standorte eingebracht werden. Wird der Antrag beim Insolvenzgericht 
(§ 104 Abs. 1 IO) eingebracht, so ist der Antrag als an die IEF-Service GmbH 
gerichtet anzusehen und an diese weiterzuleiten. 

(2) Die Geschäftsstellen werden durch Verordnung des Bundesministers für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz festgelegt. Dabei ist auf die 
Gewährleistung einer effizienten Vollziehung und die betriebswirtschaftlichen 
Erfordernisse der IEF-Service GmbH Bedacht zu nehmen. 

 

(3) Hat ein ausländisches Gericht eine Entscheidung im Sinne des § 1 Abs. 1 
getroffen, die im Inland anerkannt wird, oder wurde ein 
Sekundärinsolvenzverfahren nach Art. 3 Abs. 3 der EU-Insolvenzverordnung 
eröffnet, so ist die Geschäftsstelle Wien zuständig. Ist jedoch im Inland ein 
Partikularverfahren nach Art. 3 Abs. 2 und 4 der EU-Insolvenzverordnung 
anhängig, so bleibt die nach Abs. 1 oder Abs. 2 zuständige Geschäftsstelle auch 
nach Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens im Ausland weiterhin zuständig. 

 

§ 6. (1) bis (2) … § 6. (1) bis (2) … 
(3) Die Geschäftsstelle hat die Forderungen in ein Verzeichnis einzutragen 

(Forderungsverzeichnis). Die Forderungen sind nur dann gruppenweise 
entsprechend den Vorschriften der Insolvenzordnung zu verzeichnen, wenn ein 
Insolvenzverfahren anhängig ist. Das Forderungsverzeichnis ist dem Arbeitgeber, 
bei Anhängigkeit eines Insolvenzverfahrens dem Sanierungsverwalter bzw. 
Insolvenzverwalter (im folgenden „zuständiger Verwalter“), in zweifacher 

(3) Die IEF-Service GmbH hat die Forderungen in ein Verzeichnis 
einzutragen (Forderungsverzeichnis). Die Forderungen sind nur dann 
gruppenweise entsprechend den Vorschriften der Insolvenzordnung zu 
verzeichnen, wenn ein Insolvenzverfahren anhängig ist. Das 
Forderungsverzeichnis ist dem Arbeitgeber, bei Anhängigkeit eines 
Insolvenzverfahrens dem Sanierungsverwalter bzw. Insolvenzverwalter (im 
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Ausfertigung zuzustellen. Dem zuständigen Verwalter sind überdies auf sein 
Verlangen die Anträge und ihre Beilagen zu übersenden, soweit sie sich auf 
Forderungen beziehen, die nicht Gegenstand der Anmeldung (§ 103 IO) sind. Die 
Übermittlung des Forderungsverzeichnisses an den zuständigen Verwalter kann 
auch telegrafisch, fernschriftlich, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter 
Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise erfolgen. Dies 
gilt in der Folge auch für dessen Stellungnahme an die Geschäftsstelle. 

folgenden „zuständiger Verwalter“), in zweifacher Ausfertigung zuzustellen. Dem 
zuständigen Verwalter sind überdies auf sein Verlangen die Anträge und ihre 
Beilagen zu übersenden, soweit sie sich auf Forderungen beziehen, die nicht 
Gegenstand der Anmeldung (§ 103 IO) sind. Die Übermittlung des 
Forderungsverzeichnisses an den zuständigen Verwalter kann auch telegrafisch, 
fernschriftlich, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung 
oder in jeder anderen technisch möglichen Weise erfolgen. Dies gilt in der Folge 
auch für dessen Stellungnahme an die IEF-Service GmbH. 

(4) Ist ein Insolvenzverfahren nicht anhängig, so hat der Arbeitgeber binnen 14 
Tagen ab eigenhändiger Zustellung einer Aufforderung der Geschäftsstelle oder des 
Gerichts zu jeder Forderung eine bestimmte Erklärung über ihre Richtigkeit und 
Höhe nach Maßgabe des § 3 Abs. 1 erster Satz abzugeben; Vorbehalte sind 
unzulässig. Dem Arbeitgeber ist hiezu auf sein Verlangen Einsicht in die Anträge 
und ihre Beilagen zu gewähren. 

(4) Ist ein Insolvenzverfahren nicht anhängig, so hat der Arbeitgeber binnen 
14 Tagen ab eigenhändiger Zustellung einer Aufforderung der IEF-Service GmbH 
oder des Gerichts zu jeder Forderung eine bestimmte Erklärung über ihre 
Richtigkeit und Höhe nach Maßgabe des § 3 Abs. 1 erster Satz abzugeben; 
Vorbehalte sind unzulässig. Dem Arbeitgeber ist hiezu auf sein Verlangen Einsicht 
in die Anträge und ihre Beilagen zu gewähren. 

§ 7. (1) Die Geschäftsstelle ist bei der Beurteilung des Vorliegens eines 
gesicherten Anspruches an die hierüber ergangenen gerichtlichen Entscheidungen 
gebunden, die gegenüber dem Antragsteller rechtskräftig geworden sind. Diese 
Bindung tritt nicht ein, wenn der gerichtlichen Entscheidung kein streitiges 
Verfahren vorangegangen ist oder ein Anerkenntnisurteil gefällt wurde, sofern diese 
Gerichtsentscheidung vor weniger als sechs Monaten vor Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder vor Erlassung eines nach § 1 Abs. 1 gleichzuhaltenden 
Gerichtsbeschlusses rechtskräftig geworden ist. Soweit der dritte Satz des § 6 Abs. 5 
anzuwenden ist, hat die Geschäftsstelle dem Antrag ohne weitere Prüfung insoweit 
stattzugeben, als nach dem übersendeten Auszug (Abschrift) des 
Anmeldungsverzeichnisses der gesicherte Anspruch im Insolvenzverfahren 
festgestellt ist, es sei denn, daß die gerichtliche Feststellung auf einer nicht 
bindenden gerichtlichen Entscheidung im Sinne des zweiten Satzes beruht. Im 
übrigen sind die §§ 45 bis 55 AVG anzuwenden. Zur Ermittlung des 
Nettoanspruches nach § 3 Abs. 1 erster Satz ist die Geschäftsstelle berechtigt, einen 
Steuerberater heranzuziehen, wenn hiezu der Arbeitgeber nach § 6 Abs. 4 nicht in 
der Lage ist. Durch den fristgerechten Antrag (§ 6 Abs. 1) werden Verjährungs- und 
Verfallfristen unterbrochen. 

§ 7. (1) Die IEF-Service GmbH ist bei der Beurteilung des Vorliegens eines 
gesicherten Anspruches an die hierüber ergangenen gerichtlichen Entscheidungen 
gebunden, die gegenüber dem Antragsteller rechtskräftig geworden sind. Diese 
Bindung tritt nicht ein, wenn der gerichtlichen Entscheidung kein streitiges 
Verfahren vorangegangen ist oder ein Anerkenntnisurteil gefällt wurde, sofern 
diese Gerichtsentscheidung vor weniger als sechs Monaten vor Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder vor Erlassung eines nach § 1 Abs. 1 gleichzuhaltenden 
Gerichtsbeschlusses rechtskräftig geworden ist. Soweit der dritte Satz des § 6 
Abs. 5 anzuwenden ist, hat die IEF-Service GmbH dem Antrag ohne weitere 
Prüfung insoweit stattzugeben, als nach dem übersendeten Auszug (Abschrift) des 
Anmeldungsverzeichnisses der gesicherte Anspruch im Insolvenzverfahren 
festgestellt ist, es sei denn, daß die gerichtliche Feststellung auf einer nicht 
bindenden gerichtlichen Entscheidung im Sinne des zweiten Satzes beruht. Im 
übrigen sind die §§ 45 bis 55 AVG anzuwenden. Zur Ermittlung des 
Nettoanspruches nach § 3 Abs. 1 erster Satz ist die IEF-Service GmbH berechtigt, 
einen Steuerberater heranzuziehen, wenn hiezu der Arbeitgeber nach § 6 Abs. 4 
nicht in der Lage ist. Durch den fristgerechten Antrag (§ 6 Abs. 1) werden 
Verjährungs- und Verfallfristen unterbrochen. 

(2) Die Geschäftsstelle hat für die IEF-Service GmbH über Anträge auf 
Insolvenz-Entgelt mit schriftlichem Bescheid abzusprechen. Sie hat über die 
abzuweisenden und die zuzuerkennenden Ansprüche gesonderte Bescheide zu 

(2) Die IEF-Service GmbH hat über Anträge auf Insolvenz-Entgelt mit 
schriftlichem Bescheid abzusprechen. Sie hat über die abzuweisenden und die 
zuzuerkennenden Ansprüche gesonderte Bescheide zu erlassen. Hiebei sind die 
zuzuerkennenden Einzelbeträge kaufmännisch auf volle Eurobeträge zu runden. 
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erlassen. Hiebei sind die zuzuerkennenden Einzelbeträge kaufmännisch auf volle 
Eurobeträge zu runden. 

(3) … (3) … 
(4) Die Geschäftsstelle hat Ausfertigungen der Bescheide, tunlichst 

gesammelt, dem Arbeitgeber (ehemaligen Arbeitgeber), im Fall der Anhängigkeit 
eines Insolvenzverfahrens jedoch dem zuständigen Verwalter zuzustellen. Nach 
Maßgabe der technischen Möglichkeiten können die Bescheide auch telegrafisch, 
fernschriftlich, mit Telefax, im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 
oder in jeder anderen technisch möglichen Weise zugestellt werden. 

(4) Die IEF-Service GmbH hat Ausfertigungen der Bescheide, tunlichst 
gesammelt, dem Arbeitgeber (ehemaligen Arbeitgeber), im Fall der Anhängigkeit 
eines Insolvenzverfahrens jedoch dem zuständigen Verwalter zuzustellen. Nach 
Maßgabe der technischen Möglichkeiten können die Bescheide auch telegrafisch, 
fernschriftlich, mit Telefax, im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 
oder in jeder anderen technisch möglichen Weise zugestellt werden. 

(6) Im Falle der Pfändung, Verpfändung oder Übertragung der gesicherten 
Ansprüche sind die entsprechenden Teilbeträge des Insolvenz-Entgelts dem 
Berechtigten zu zahlen, sofern die diesbezüglichen Urkunden oder gerichtlichen 
Entscheidungen der Geschäftsstelle vor der Erlassung des Bescheides vorgelegt 
werden. § 8 Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden. 

(6) Im Falle der Pfändung, Verpfändung oder Übertragung der gesicherten 
Ansprüche sind die entsprechenden Teilbeträge des Insolvenz-Entgelts dem 
Berechtigten zu zahlen, sofern die diesbezüglichen Urkunden oder gerichtlichen 
Entscheidungen der IEF-Service GmbH vor der Erlassung des Bescheides 
vorgelegt werden. § 8 Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 8. (1) … § 8. (1) … 
(2) Im Falle der Pfändung, Verpfändung bzw. Übertragung gemäß Abs. 1, bei 

denen der Insolvenz-Entgelt-Fonds Drittschuldner ist, sind die diesbezüglichen 
Urkunden oder gerichtlichen Entscheidungen der nach § 5 Abs. 1 bis 3 zuständigen 
Geschäftsstelle als anweisende Stelle im Sinne des § 297 der Exekutionsordnung 
zuzustellen. 

(2) Im Falle der Pfändung, Verpfändung bzw. Übertragung gemäß Abs. 1, bei 
denen der Insolvenz-Entgelt-Fonds Drittschuldner ist, sind die diesbezüglichen 
Urkunden oder gerichtlichen Entscheidungen der IEF-Service GmbH als 
anweisende Stelle im Sinne des § 297 der Exekutionsordnung zuzustellen. 

§ 9. (1) Sofern der Bezug von Insolvenz-Entgelt durch unwahre Angaben oder 
durch Verschweigung maßgebender Tatsachen herbeigeführt wurde oder der 
Empfänger erkennen mußte, daß die Zahlung nicht oder nicht in dieser Höhe 
gebührte, ist die zu Unrecht bezogene Leistung mit Bescheid zu widerrufen und 
rückzufordern. Gleiches gilt, wenn eine Verurteilung gemäß § 1 Abs. 3 Z 1a 
vorliegt. Die Erlassung eines Rückforderungsbescheides ist nicht mehr zulässig, 
wenn seit der Kenntnis des maßgeblichen Sachverhaltes durch die Geschäftsstelle 
mehr als fünf Jahre vergangen sind. 

§ 9. (1) Sofern der Bezug von Insolvenz-Entgelt durch unwahre Angaben 
oder durch Verschweigung maßgebender Tatsachen herbeigeführt wurde oder der 
Empfänger erkennen mußte, daß die Zahlung nicht oder nicht in dieser Höhe 
gebührte, ist die zu Unrecht bezogene Leistung mit Bescheid zu widerrufen und 
rückzufordern. Gleiches gilt, wenn eine Verurteilung gemäß § 1 Abs. 3 Z 1a 
vorliegt. Die Erlassung eines Rückforderungsbescheides ist nicht mehr zulässig, 
wenn seit der Kenntnis des maßgeblichen Sachverhaltes durch die IEF-Service 
GmbH mehr als fünf Jahre vergangen sind. 

(2) … (2) … 
§ 10. Bei Streit über den Anspruch auf Insolvenz-Entgelt sind die 

Bestimmungen des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes sinngemäß anzuwenden. 
Dabei tritt an die Stelle des Versicherungsträgers die Geschäftsstelle der IEF-
Service GmbH, die den Bescheid erlassen hat oder zu erlassen gehabt hätte. Die 
Gerichte erster Instanz haben den § 7 Abs. 4 sinngemäß anzuwenden. 

§ 10. Bei Streit über den Anspruch auf Insolvenz-Entgelt sind die 
Bestimmungen des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes sinngemäß anzuwenden. 
Dabei tritt an die Stelle des Versicherungsträgers die IEF-Service GmbH. Die 
Gerichte erster Instanz haben den § 7 Abs. 4 sinngemäß anzuwenden. 



 Seite 6 von 9 

  

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 13. (1) bis (7) … § 13. (1) bis (7) … 
(8) Hinsichtlich der nachstehenden Angelegenheiten von grundsätzlicher 

Bedeutung sind die gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zu hören: 

(8) Hinsichtlich der nachstehenden Angelegenheiten von grundsätzlicher 
Bedeutung sind die gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zu hören: 

 1. bis 2. …  1. bis 2. … 
 3. vor Erlassung einer Verordnung über die örtliche Zuständigkeit der 

Geschäftsstellen gemäß § 5 Abs. 2; 
   

 4. bis 5. …  4. bis 5. … 
§ 13a. (1) … § 13a. (1) … 
(2) Dienstnehmerbeitragsanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung, die für 

gesicherte Ansprüche fällig werden und Dienstnehmerbeitragsanteile, soweit diese 
bis längstens zwei Jahre vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bzw. vor jenen 
Zeitpunkten, welche dieser gemäß § 1 Abs. 1 gleichgestellt sind, rückständig sind, 
schuldet der Insolvenz-Entgelt-Fonds dem zur Beitragseinhebung zuständigen 
Sozialversicherungsträger. Die Verrechnung hat zwischen diesem 
Sozialversicherungsträger und dem Fonds nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen im direkten Wege zu erfolgen. 

(2) Dienstnehmerbeitragsanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung, die für 
gesicherte Ansprüche fällig werden und Dienstnehmerbeitragsanteile, soweit diese 
bis längstens zwei Jahre vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bzw. vor jenen 
Zeitpunkten, welche dieser gemäß § 1 Abs. 1 gleichgestellt sind, rückständig sind, 
schuldet der Insolvenz-Entgelt-Fonds dem zur Beitragseinhebung zuständigen 
Sozialversicherungsträger. Im Fall des § 1 Abs. 1 Z 6 bezieht sich der Zeitpunkt 
für den abrechenbaren Rückstandszeitraum auf den Todestag des 
Einzelunternehmers. Die Verrechnung hat zwischen diesem 
Sozialversicherungsträger und dem Fonds nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen im direkten Wege zu erfolgen. 

(3) Die von den Sozialversicherungsträgern im beantragten oder 
durchgeführten Insolvenzverfahren oder durch die Verwertung von Absonderungs- 
und diesen gleichgestellten Rechten sowie von Aussonderungsrechten nicht 
hereinbringbaren Dienstnehmerbeitragsanteile für die in Abs. 2 genannten 
Zeiträume sind vom zuständigen Sozialversicherungsträger für alle im laufenden 
Kalenderjahr im nachstehenden Sinne beendeten Insolvenzfälle dem Fonds bis Ende 
April des Folgejahres bekanntzugeben. Als Beendigung der Insolvenz gelten: 

(3) Die von den Sozialversicherungsträgern im beantragten oder 
durchgeführten Insolvenzverfahren oder durch die Verwertung von 
Absonderungs- und diesen gleichgestellten Rechten sowie von 
Aussonderungsrechten nicht einbringbaren Dienstnehmerbeitragsanteile für die in 
Abs. 2 genannten Zeiträume sind vom zuständigen Sozialversicherungsträger 
gesammelt für alle im laufenden Kalenderjahr beendeten Insolvenzfälle dem Fonds 
längstens bis Ende April des Folgejahres bekanntzugeben, wobei sich später 
ergebende Nachverrechnungen längstens bis Ende April des zweitfolgenden 
Jahres zulässig sind. Als Beendigung der Insolvenz gelten: 

 1. die Aufhebung des Insolvenzverfahrens, im Fall eines Sanierungsplans 
dessen Erfüllung; 

 1. die Aufhebung des Insolvenzverfahrens, im Fall eines 
Entschuldungsverfahrens (Sanierungsplan, Zahlungsplan oder 
Abschöpfungsverfahren) dessen Erfüllung oder Erteilung der 
Restschuldbefreiung; 

 2. bis 7. …  2. bis 7. … 
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(4) Wird ein Sanierungsplan nicht erfüllt, so hat die Verrechnung nach den 

Abs. 2 und 3 erst mit der Beendigung des Insolvenzverfahrens nach Abs. 3 Z 1 und 
bei der Ablehnung des Antrages auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels 
hinreichenden Vermögens nach Abs. 3 Z 3 zu erfolgen. Erlischt die 
Geschäftsaufsicht durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens, so hat die Verrechnung 
erst mit der Beendigung des Insolvenzverfahrens nach Abs. 3 Z 1 zu erfolgen. Wird 
ein Sekundärinsolvenzverfahren (§ 6 Abs. 1) eröffnet, beziehen sich die im Abs. 3 
Z 1 bis 7 genannten Zeitpunkte auf dieses Sekundärinsolvenzverfahren. 

(4) Wird eine festgelegte Entschuldungsquote nicht erfüllt, so hat die 
Verrechnung nach den Abs. 2 und 3 erst mit der Beendigung des 
Insolvenzverfahrens nach Abs. 3 Z 1 und bei der Ablehnung des Antrages auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels hinreichenden Vermögens nach 
Abs. 3 Z 3 zu erfolgen. Erlischt die Geschäftsaufsicht durch Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens, so hat die Verrechnung erst mit der Beendigung des 
Insolvenzverfahrens nach Abs. 3 Z 1 zu erfolgen. Wird ein 
Sekundärinsolvenzverfahren (§ 6 Abs. 1) eröffnet, beziehen sich die im Abs. 3 Z 1 
bis 7 genannten Zeitpunkte auf dieses Sekundärinsolvenzverfahren. 

§ 13c. (1) Wird der Anspruchsberechtigte (§ 1 Abs. 1) im Verfahren nach 
diesem Bundesgesetz vor einer Geschäftsstelle durch einen bevorrechteten 
Gläubigerschutzverband vertreten, der statutengemäß in einem solchen Verfahren 
Anspruchsberechtigten ausnahmslos unentgeltlichen Rechtsschutz gewährt, 
schuldet der Fonds einem solchen Rechtsvertreter insbesondere für die im 
Zusammenhang mit der Ermittlung des Anspruches auf Insolvenz-Entgelt nach § 3 
Abs. 1 erster Satz aufgelaufenen Unkosten je vertretenem Anspruchsberechtigten 
eine pauschalierte Abgeltung von 59 Euro zuzüglich Umsatzsteuer; daran ändert 
nichts, dass ein solcher Gläubigerschutzverband sich diesbezüglich auf eigene 
Kosten eines Rechtsvertreters bzw. eines Steuerberaters bedient. 

§ 13c. (1) Wird der Anspruchsberechtigte (§ 1 Abs. 1) im Verfahren nach 
diesem Bundesgesetz vor der IEF-Service GmbH durch einen bevorrechteten 
Gläubigerschutzverband vertreten, der statutengemäß in einem solchen Verfahren 
Anspruchsberechtigten ausnahmslos unentgeltlichen Rechtsschutz gewährt, 
schuldet der Fonds einem solchen Rechtsvertreter insbesondere für die im 
Zusammenhang mit der Ermittlung des Anspruches auf Insolvenz-Entgelt nach § 3 
Abs. 1 erster Satz aufgelaufenen Unkosten je vertretenem Anspruchsberechtigten 
eine pauschalierte Abgeltung von 59 Euro zuzüglich Umsatzsteuer; daran ändert 
nichts, dass ein solcher Gläubigerschutzverband sich diesbezüglich auf eigene 
Kosten eines Rechtsvertreters bzw. eines Steuerberaters bedient. 

(2) Der im Abs. 1 genannte Pauschalbetrag ist mit Wirkung ab 1. Jänner des 
Jahres 2003 und jedes darauffolgenden Jahres mit der Aufwertungszahl (§ 108a 
ASVG) des jeweiligen Kalenderjahres zu vervielfachen und kaufmännisch auf einen 
vollen Eurobetrag zu runden. Der neue Pauschalbetrag gilt hinsichtlich der in 
diesem Kalenderjahr vertretenen Anspruchsberechtigten. 

(2) Der im Abs. 1 genannte Pauschalbetrag ist mit Wirkung ab 1. Jänner des 
Jahres 2003 und jedes darauffolgenden Jahres mit der Aufwertungszahl (§ 108a 
ASVG) des jeweiligen Kalenderjahres zu vervielfachen und kaufmännisch auf 
einen vollen Eurobetrag zu runden. Der neue Pauschalbetrag gilt hinsichtlich der 
in diesem Kalenderjahr vertretenen Anspruchsberechtigten. 

 Gehaltskassenumlagen nach dem Gehaltskassengesetz 2002 
 § 13f. (1) Der Insolvenz-Entgelt-Fonds schuldet der Pharmazeutischen 

Gehaltskasse für Österreich (§ 1 des Gehaltskassengesetzes 2002, BGBl. I 
Nr. 154/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2021) die vom 
Arbeitgeber gemäß § 9 des Gehaltskassengesetzes 2002 zu leistenden 
Gehaltskassenumlagen, soweit diese längstens zwei Jahre vor der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens rückständig sowie uneinbringbar sind und nach dem IESG 
gesicherte Ansprüche der angestellten Aspiranten oder Apotheker betreffen.  
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 (2) Die Verrechnung hat zwischen der Gehaltskasse und dem Fonds direkt zu 

erfolgen. Die Bestimmungen des § 13a Abs. 3 und 4 sind sinngemäß anzuwenden 
§ 14. (1) Die Verwaltungsbehörden, die Träger der Sozialversicherung, die 

Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse sowie die gesetzlichen 
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sind verpflichtet, die 
IEF-Service GmbH und deren Geschäftsstellen sowie die Gerichte bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz zu unterstützen. Ebenso haben die IEF-
Service GmbH samt deren Geschäftsstellen und die Gerichte einander zu 
unterstützen. 

§ 14. (1) Die Verwaltungsbehörden, die Träger der Sozialversicherung, die 
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse, die Pharmazeutische Gehaltskasse 
für Österreich sowie die gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer sind verpflichtet, die IEF-Service GmbH sowie die Gerichte bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz zu unterstützen. Ebenso 
haben die IEF-Service GmbH und die Gerichte einander zu unterstützen. 

(2) Der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und die Personen, die Einblick in die 
Arbeitsentgeltunterlagen haben oder hatten, sowie alle Behörden, Ämter, Träger der 
Sozialversicherung und die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse sind 
verpflichtet, dem zuständigen Verwalter unverzüglich alle Auskünfte zu erteilen, 
die er für Erklärungen nach § 6 Abs. 5 benötigt. 

(2) Der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und die Personen, die Einblick in die 
Arbeitsentgeltunterlagen haben oder hatten, sowie alle Behörden, Ämter, Träger 
der Sozialversicherung, die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse und die 
Pharmazeutische Gehaltskasse für Österreich sind verpflichtet, dem zuständigen 
Verwalter unverzüglich alle Auskünfte zu erteilen, die er für Erklärungen nach § 6 
Abs. 5 benötigt. 

(3) Der Arbeitgeber, der zuständige Verwalter, die Arbeitnehmer sowie die 
Personen, die Einblick in die Arbeitsentgeltunterlagen haben oder hatten, sind 
verpflichtet, der IEF-Service GmbH, deren Geschäftsstellen und Beauftragten sowie 
den Gerichten alle Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung dieses 
Bundesgesetzes erforderlich sind. 

(3) Der Arbeitgeber, der zuständige Verwalter, die Arbeitnehmer sowie die 
Personen, die Einblick in die Arbeitsentgeltunterlagen haben oder hatten, sind 
verpflichtet, der IEF-Service GmbH und deren Beauftragten sowie den Gerichten 
alle Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes 
erforderlich sind. 

(4) Der Dachverband der Sozialversicherungsträger (Dachverband) ist 
verpflichtet, auf automationsunterstütztem Wege gespeicherte Daten (§ 31 Abs. 4 
Z 3 ASVG) über die Versicherungszeiten, Beitragsgrundlagen, Qualifikationen und 
Dienstgeber von natürlichen Personen der IEF-Service GmbH und deren 
Geschäftsstellen, den Gerichten und dem Bundesministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumentenschutz offen zu legen, soweit dies für die Vollziehung 
der diesen Stellen jeweils gesetzlich übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Für 
Zwecke der Prüfung des Vorliegens von Betriebsübergängen (§ 3 AVRAG) und des 
Verdachts auf Sozialbetrug sind vom Dachverband auf automationsunterstütztem 
Wege auch die zu bestimmten Stichtagen jeweils beschäftigten Personen je 
Dienstgeber offen zu legen. 

(4) Der Dachverband der Sozialversicherungsträger (Dachverband) ist 
verpflichtet, auf automationsunterstütztem Wege gespeicherte Daten (§ 31 Abs. 4 
Z 3 ASVG) über die Versicherungszeiten, Beitragsgrundlagen, Qualifikationen 
und Dienstgeber von natürlichen Personen der IEF-Service GmbH, den Gerichten 
und dem Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz offen zu legen, soweit dies für die Vollziehung der diesen 
Stellen jeweils gesetzlich übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Für Zwecke der 
Prüfung des Vorliegens von Betriebsübergängen (§ 3 AVRAG) und des Verdachts 
auf Sozialbetrug sind vom Dachverband auf automationsunterstütztem Wege auch 
die zu bestimmten Stichtagen jeweils beschäftigten Personen je Dienstgeber offen 
zu legen. 

(5) Der Bundesminister für Inneres hat der IEF-Service GmbH und deren 
Geschäftsstellen die Meldedaten, die für diese zur Wahrnehmung der ihnen 
gesetzlich, insbesondere nach diesem Bundesgesetz und nach dem IEFG 
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden, im Wege 

(5) Der Bundesminister für Inneres hat der IEF-Service GmbH die 
Meldedaten, die für diese zur Wahrnehmung der ihnen gesetzlich, insbesondere 
nach diesem Bundesgesetz und nach dem IEFG übertragenen Aufgaben eine 
wesentliche Voraussetzung bilden, im Wege automationsunterstützter 
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automationsunterstützter Datenübermittlung aus dem Zentralen Melderegister 
(ZMR) gemäß § 16a Abs. 4 des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der 
Weise zur Verfügung zu stellen, dass diese den Gesamtdatensatz bestimmter 
Personen im Datenfernverkehr ermitteln können. 

Datenübermittlung aus dem Zentralen Melderegister (ZMR) gemäß § 16a Abs. 4 
des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der Weise zur Verfügung zu 
stellen, dass diese den Gesamtdatensatz bestimmter Personen im Datenfernverkehr 
ermitteln können. 

(6) Die zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung des Amtes für Betrugsbekämpfung ist verpflichtet, der IEF-Service 
GmbH und deren Geschäftsstellen alle zur Wahrnehmung der gesetzlich 
übertragenen Aufgaben notwendigen Daten, die sie im Rahmen von Kontrollen oder 
bei der Führung der zentralen Verwaltungsstrafevidenz erhoben hat, in einer für die 
IEF-Service GmbH technisch geeigneten Form zur Verfügung zu stellen. 

(6) Die zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung des Amtes für Betrugsbekämpfung ist verpflichtet, der IEF-Service 
GmbH alle zur Wahrnehmung der gesetzlich übertragenen Aufgaben notwendigen 
Daten, die sie im Rahmen von Kontrollen oder bei der Führung der zentralen 
Verwaltungsstrafevidenz erhoben hat, in einer für die IEF-Service GmbH 
technisch geeigneten Form zur Verfügung zu stellen. 

(7) Hat das Insolvenzgericht der Staatsanwaltschaft eine Anzeige gemäß § 261 
IO erstattet, so hat dieses Gericht auch die IEF-Service GmbH in Wien darüber in 
Kenntnis zu setzen. 

(7) Wurde ein (vorerst) Anspruchsberechtigter, der Arbeitgeber oder ein 
Organ des Arbeitgebers wegen einer der in § 11 Abs. 3 letzter Satz genannten 
Straftaten im Zusammenhang mit der Insolvenz verurteilt, so haben die 
Strafgerichte die IEF-Service GmbH unter Anführung der gegenständlichen 
Insolvenz zu informieren. 

 Inkrafttreten der Novelle BGBl. I Nr. xx/20xx 
 § 42. § 1 Abs. 5, § 1a Abs. 4, § 1b Abs. 3, § 4, § 5, § 6 Abs. 3 und 4, § 7 Abs. 1, 

2, 4 und 6, § 8 Abs. 2, § 9 Abs. 1, § 10, § 13 Abs. 8, § 13a Abs. 2, 3 und 4, § 13c 
Abs. 1, § 13f samt Überschrift sowie § 14 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/20xx treten mit 1. Juli 2022 in Kraft. 
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